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Infrastrukturen sind für Staat und Gesell-

schaft die unerlässliche Basis unseres Zu-

sammenlebens. Auf ihr Bestehen und 

Funktionieren vertraut jeder wie selbst-

verständlich. Werden sie vernachlässigt, 

leidet das gesamte Gemeinwesen. Fehlen 

sie vollständig, zerfallen Gesellschaften, 

brechen Märkte ein, gerät der innere Frie-

den in Gefahr. Der Abbau erfolgt schlei-

chend, ohne anfangs wahrgenommen zu 

werden. Dieser Beitrag möchte auf Fehl-

entwicklungen in Deutschland hinwei-

sen, denen frühzeitig zu begegnen ist, um 

die Chance zu eröffnen, für die Zukunft 

gerüstet zu sein.

Die Gesundheitsverwaltung steht der-

zeit besonders im Blick der Öffentlichkeit. 

Die Coronakrise hat deutlich gemacht, 
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dass in diesem Bereich nachjustiert wer-

den muss, denn zeitgenaue Meldeketten 

fehlen, die Digitalisierung lässt zu wün-

schen übrig und konkrete Eindämmungs-

vorschläge lassen oft auf sich warten. In 

der Energieversorgung werden für den 

Klimaschutz die Atom- und Kohleenergie 

künftig ausgeschlossen, obwohl eine be-

lastbare Ausstattung mit Photovoltaik oder 

Windenergie noch fehlt. Die Verkehrs-

infra struktur von Straßen und Schienen 

ist überlastet; sie bedarf der Sanierung und 

des Ausbaus. Die Rentenversicherung rich-

tet sich allein an der aktuellen Versorgung 

aus, ohne die Generationengerechtigkeit 

zu berücksichtigen. 

Diese wenigen Beispiele zeigen, dass 

gewaltige Infrastrukturmaßnahmen er-

forderlich sind, um unseren Staat wieder 

fit und aktionsfähig zu machen.

Erforderlich ist eine grundlegende 

Neuausrichtung der Politik, die neben si-

tuationsbezogenen Lösungen akuter Ein-

zelprobleme die strukturelle Kontinuität 

des Gemeinwesens als Schwerpunktauf-

gabe ins Visier nimmt. Das ist freilich we-

niger spektakulär als schnelle Lösungen in 

einer Krise, verspricht aber auf Dauer grö-

ßeren Gewinn für Staat und Gesellschaft.

GEFÄHRDETE 
FINANZSTRUKTUREN

Staaten und Zentralbanken bestimmen 

über die Entwicklung des Euros. Er ist we-

gen unterschied licher Geldpolitiken ins 

Schlingern geraten. Während die Nord-

schiene der Eurostaaten auf Geldwert-

stabilität pocht, gewinnen die südlichen 

Euroländer mit ihrer Politik des billigen 

Geldes und niedriger Zinsen zurzeit die 

Oberhand. Als Währung einer Geldunion 

ist das Euro-System organisatorisch recht 

labil, bedarf aber straffer supranationaler 

Regelungen. Wenn sich allerdings die Staa-

ten entgegen der Vertragsbedingungen zu 

günstigen Konditionen bei der Europäi-

schen Zentralbank (EZB) refinanzieren, 

häufen sich immer höhere Schulden auf. 

Zudem mutiert die Europäische Union 

(EU) selbst allmählich zur Schulden union. 

Dass dieses Währungssystem nicht stabil 

bleiben wird, dürfte abzusehen sein.

Artikel 110 Grundgesetz (GG) verlangt 

vom Bund, alle Einnahmen und Ausga-

ben in einem einjährigen Etat zusammen-

zufassen. Ziel ist ein Gesamtplan, der dem 

Parlament das gesamte Finanzgebaren  

des Staates transparent darlegt. Private 

 Gesellschaften in Staatshand, öffentliche 

Sonder vermögen und aus vergangenen  

Haushaltsjahren übergeleitete Kreditreste 

unterlaufen diese Haushaltseinheit. Zwar 

werden Nebenhaushalte zuweilen not-

wendig; wo ihnen aber ein Sachgrund  

für die Separierung vom Gesamtplan 

fehlt, kann der Staatsetat seinen verfas-

sungsrechtlichen Zweck nicht demokratie-

gerecht erfüllen.

In diesem Punkt Abhilfe zu schaffen, 

fällt allerdings schwer. Ein Mehr an direk-

ter Demokratie, etwa durch obligatorische 

Referenden für gravierende Änderungen, 

wie für Schuldenaufnahmen oder Novel-

lierungen der EU-Verträge, könnte dem 

verantwortlichen Gesetzgeber wieder 

neuen Elan verleihen.

Meist verändern sich Infrastrukturen 

unbemerkt, vor allem bei technischen Ein- 

richtungen. Nach ihrer Errichtung wird 

ihrem Bestand nicht mehr die gebührende 

Aufmerksamkeit geschenkt. Ihr aktuelles 

Funktionieren gilt unbedenklich als Ga-

rant künftiger Verfügbarkeit. Technische 
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Infrastrukturen sind jedoch besonders 

vulnerabel. Brücken, Schienen, Straßen 

und Kraftwerke haben eine begrenzte 

Haltbarkeit und bedürfen steter Unterhal-

tung. Für sie zu sorgen, bringt wenig poli-

tische Popularität, denn sie gilt als selbst-

verständliche Alltagsaufgabe. Technische 

Infrastrukturen sind deshalb vorrangig in 

den Blick zu nehmen.

Um Abhilfe zu schaffen, sind in erster 

Linie die Medien gefragt, die den Fokus 

ihrer Berichterstattung auf solche Ent-

wicklungen lenken könnten. Aber auch die 

Verwaltung ist gefordert; sie müsste, statt 

zu schweigen, mit eigenständigem Beam-

tenethos mehr Aufmerksamkeit von der 

Politik und den Parlamenten einfordern.

VERTRAUEN IN  
DEN MARKT

Wir gehen zu Recht davon aus, dass sich 

freie Märkte hinreichend selbst organisie-

ren. Die Nachfrage der Kunden bietet den 

Unternehmen ein klares Ziel, ihr Gewinn-

streben sorgt für effiziente Versorgung 

und günstige Preise. Ihnen kann der Staat 

die notwendigen Infrastrukturen dafür 

überlassen. So versorgen sie ohne Proble-

me die Bevölkerung in privater Organisa-

tion mit Lebensmitteln. Eingreifen muss 

der Staat allerdings in Oligopolstrukturen 

und Notsituationen, wie etwa in der Con-

tainerkrise beim Abreißen globaler Liefer-

ketten für eine „Just-in-time“-Produk-

tion. Wo private Infrastrukturen dennoch 

Risiken für die Versorgung bergen, genü-

gen staatliche Regulierungsaufsicht, pri-

vate Eigensicherung, gesetzliche Betrei-

berpflichten oder „Stresstests“ bei Banken 

gegen Ausfall. Solche Märkte kann der 

Staat im berechtigten Vertrauen in der Re-

gel der freien Wirtschaft überlassen, denn 

sie funktionieren aus Eigeninteresse ihrer 

Betreiber von selbst. Voraussetzung ist al-

lerdings immer, dass sie sich für den priva-

ten Betreiber lohnen; sonst steigt er aus.

Ursprünglich funktionsfähige Infra-

strukturen können mit der Zeit untaug-

lich werden oder sogar ausfallen. Die 

schiere Quantität ihrer Benutzung über-

fordert sie. Regelmäßige Staus auf der 

Auto bahn, eine in Personal und Gerät-

schaften unzureichende Ausstattung von 

Krankenhäusern, eine Deutsche Bundes-

bahn, deren Fahrplan aus den Fugen ge-

rät, belegen die Misere.

Abhilfe können die Berechnung der 

Nutzungsdauer und eine Prognose ihrer 

zukünftigen Auslastung schaffen. Dazu 

wären aber zeitumfassende Masterpläne 

gefordert.

Solche Überlastungen bestehen auch 

in der Rechtsetzung. Nach Artikel 12 des 

Vertrags über die Europäische Union (EU-

Vertrag, EUV) beteiligen sich die natio-

nalen Parlamente „aktiv“ an der europäi-

schen Rechtsetzung und bringen mit- 

gliedstaatliche Belange in das europäische 

Recht ein. Artikel 23 GG verlangt vom 

deutschen Parlament die Mitwirkung in 

Angelegenheiten der Europäischen  Union, 

der Bundestag erhält Gelegenheit zur Stel-

lungnahme zu ihren Rechtsetzungsakten. 

Ein fundiertes Eingehen auf eu ropäische 

Normentwürfe dürfte in der  Praxis jedoch 

nicht vorhanden sein: Die schiere Masse 

der ihm zugesandten EU-Dokumente ver-

hindert eine effektive Prüfung. Dem Bun-

destag sind beispielsweise zwischen Okto-

ber 2013 und Oktober 2016 insgesamt 

64.285 EU-Dokumente übermittelt wor-

den. Diese Menge konnte er wohl kaum 

mit eigenen Verwaltungskräften sorgfältig 
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durchforsten. Gerade die Gesetzentwürfe 

und Planungen der Europäischen Union 

bedürfen aber einer vorausschauenden 

und sorgfältigen Prüfung, um nationale 

Interessen in den europäischen Willens-

bildungsprozess wirksam artikulieren zu 

können.

Dieser Informationsf luss zwischen 

Europäischer Union und deutschem Mit-

gliedstaat bedarf größerer Aufmerksam-

keit; der Bundestag muss dafür besser aus-

gestattet werden. So würde auch der 

öffent liche Diskurs über EU-Vorhaben 

angeregt und die Öffentlichkeit besser in 

die politische Diskussion eingebunden.

GENERATIONENÜBERGREIFENDE 
NACHHALTIGKEIT

Eine weitere Frage ist die Stabilität aktuell 

gut funktionierender Infrastrukturen in 

der mittel- und langfristigen zeitlichen 

Perspektive. Rentensysteme müssen schon 

heute ihre monetäre Situation für künfti-

ge Generationen einbeziehen, die Staats-

verschuldung hat bereits jetzt die Zins- 

und Tilgungsbelastung in kommenden 

Haushaltsjahren zu beachten, der Klima-

schutz muss schon heute den völligen 

Ausstieg aus der fossilen Energie anstre-

ben. Im Klimaschutz geht es zurzeit zwar 

deutlich voran. Aber wo bleiben ein Gene-

rationenfaktor in der Rentenversicherung 

und eine Bremse für ausufernde Staats-

kredite, die künftigen Generationen ihre 

finanzielle Freiheit sichert? Lebt die Ge-

genwart auf Kosten der Zukunft, kann 

von sicherer Infrastruktur kaum noch die 

Rede sein.

Abhilfe würden vermutlich nur deut-

lich konturierte Verfassungsregeln mit in-

tertemporaler Wirkung schaffen, welche 

die Tagespolitik fester an die Nachhaltig-

keit binden.

Aus den unterschiedlichsten Grün-

den werden lebenswichtige Strukturen 

der Gesellschaft vernachlässigt. Der Trend 

geht dahin, lieber Neues politisch zu pla-

nen, als den Bestand zu erhalten. Den 

Wähler interessieren eher tatkräftige Ak-

tionen als die Unterhaltung bestehender 

Grundausstattungen. Die Medien beloh-

nen spektakuläre Aktionen mit mehr Auf-

merksamkeit als das sorgfältige Verwalten 

und Erhalten staatlicher Einrichtungen. 

Das führt zu einer Tendenz der Schwä-

chung von Infrastrukturen, obwohl sie je-

der als selbstverständlich voraussetzt und 

sie für Gesellschaft und Staat lebenswich-

tig sind. Es ist an der Zeit, den deutschen 

Staat fit für die Zukunft zu machen. Er 

muss sich wieder mehr dem „starken lang-

samen Bohren dicker Bretter“ zuwenden, 

anstatt in der Tagespolitik zu verharren. 

Bürger und Gesellschaft haben einen An-

spruch auf einen Staat, der sichere und 

strapazierfähige Infrastrukturen aufweist. 

Wer für die Zukunft gewappnet sein will, 

muss auch in seinen Infrastrukturen stark 

sein und Reserven bilden.

Vernachlässigung des Selbstverständlichen, Ferdinand Kirchhof


